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Abendblatt. Montag, den 16. November 


Preis in Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertelj. 1 Thlr. 7½ Sgr., 
monatlich 12½ Sgr., 
für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1868. 


| Laudtags⸗Verhandlungen. Ich bedauere, daß man dem Handels⸗Miniſter Vorwürfe 


Abgeordnetenhaus. über ſeine Politif in ſeiner Abweſenheit macht, was 
Fünfte Sitzung vom 14. November. ſonſt in dieſem Hauſe nicht Sitte iſt. Ich hätte ge⸗ 
(Schluß.) wünſcht, der Abgeordnete hätte die ſchweren Vorwürfe 


Zweiter Gegenſtand der Tagesordnung: 


Vor- nicht gemacht, für die ich keinen rechten parlamentariſchen 


innig zuſammen mit unſern Finanzen. Wenn man] Bemerkung des Abg. v. Benda die Sitzung um 4 Uh 
fragt: weshalb ſoll eine weſentliche Verringerung der geſchloſſen. 


Militärmacht nicht eintreten, ſo erhält man die Ant⸗ 
wort, daß es die Drohungen unſerer Feinde ſind, die 


Nächſte Sitzung: Dienſtag 10 Uhr. 
Tagesordnung: Verleſung der Interpellation des 


athung des Staatshaushalts⸗Etat pro 1869. General- Ausdruck habe. 
Dietuſſion. Hierzu liegt folgender Antrag des Abg. Abg. Lasker: Ich glaube, die Thatſache, daß 
ker vor: „Das Haus wolle beſchließen zu erklären: die Regierung uns die Zuſtände im vergangenen Jahre 
Im Intereſſe Preußens und des norddeutſchen Bundes als ſehr blühend dargeſtellt und uns dadurch zu ver- 
es dringend gerathen, daß die eigenen Einnahmen ſchiedenen Ausgaben veranlaßt hat, als notoriſch be⸗ 
Bundes vermehrt werden, jedoch nur unter der zeichnen zu können. (Sehr richtig.) Als wir die 25 
Vorausſetzung, daß hierdurch keine Ueberbürdung in Millionen zur Abfindung der depoſſedirten Fürſten be⸗ 
Preußen verurſacht, vielmehr für den Fall einer Er- willigen ſollten, da wurde auf das Zeugniß des Herrn 
ung der Steuern und Abgaben im Bunde gleichzeitig Finanzminiſters mit den Worten hingewieſen: Sieht 
eine den Verhältniſſen entſprechende Entlaſtung in Preußen der Herr wohl ſo aus, daß er 25 Millionen zahlen 
ſicher geſtellt werde.“ würde, wenn er ſie nicht in der Taſche hätte? Der 
Der erſte Redner iſt der Abg. v. Bender: Ich Abg. v. Bender hatte die Abfertigung nicht verdient, 
f beklage bei dem vorliegenden Etat zunächſt den Mangel] welche der Herr Finanzminiſter ihm hat zukommen laſ⸗ 
an objektiver Wahrheit. Es wäre eine doppelte Pflicht fen, und die er ihm nur zukommen laſſen konnte, weil 


eine Reſtauration der depoſſedirten Fürſten bezwecken. Abg. v. Bonin wegen der Stellvertretungskoſten und 


Finanz⸗Miniſters geweſen, im gegenwärtigen Augen⸗ 
blick mit der vollen Wahrheit hervorzutreten. Der Fehler 


er am Miniſtertiſche ſitzt und nicht auf den Bänken 
des Hauſes, da ſonſt mancher ſeiner Ausdrücke Rügen 


des Etats liegt meiner Anſicht nach in den Ausgaben, verdient haben würde. — Der Hauptfehler bei uns 
eine große Menge Ausgaben zurückgeſtellt ſind, liegt darin, daß weder die Regierung, noch wir das 
welche unumgänglich nothwendig waren. Ein fernerer] Material vollſtändig beherrſchen, ſondern nur der Kal- 


ler liegt darin, daß der Finanz ⸗Miniſter uns auf kulator. 


Ein hoher Staatsbeamter hat mir geſagt, er 


offnungen verweiſt, deren Erfüllung nicht in der Macht ſei, nach Reorganiſation der Verwaltung bereit, dieſelbe 
r Regierung und des Hauſes liegt, daß er uns auf um 50 PCt. billiger zu übernehmen und werde noch 
ie Hoffnung verweiſt, der Reichstag werde in dieſem ein gutes Geſchäft dabei machen. (Heiterkeit.) Auch die 
hre Beſchlüſſe faſſen, die er im vorigen Jahre ver-] Juſtiz-Verwaltung könnte billiger geführt werden und 


worfen hat. 


Es hätte in dem Etat das Defizit richtig aus ſolchen Thatſachen hätte man lernen ſollen. 


Ich 


nicht auf 5, ſondern auf 18 Mill. Thlr. angegeben habe nur das Wort ergriffen um die Frage zu erör- 


werden müſſen. 
nicht für ſchlecht; wir können noch über Einnahmen 
verfügen, welche noch erhöht werden können. Allein 
zwei Punkte ſind es, die unſerer ernſteſten Erwägung 
unterzogen werden müſſen; einmal das übermäßige An⸗ 
ſchwellen unſerer Schuldenlaſt und zweitens das An- 
ſchwellen der Militärlaſt. Wenn wir nicht ohne neue 
Steuern auskommen können, jo liegt darin alle Ver- 
anlaſſung, die gegenwärtige Lage ernſt zu prüfen. Wir 
können keine neue Finanz-Projekte entwerfen; wir haben 
die Pflicht der äußerſten Sparſamleit im eigenen Haufe 


Deshalb halte ich unſere Lage noch tern, wie das Verhältniß des norddeutſchen Bundes zu 


Preußen geordnet werden ſolle. Im Intereſſe des 
norddeutſchen Bundes ſpreche ich den Wunſch aus, daß 
die Einnahmen des Bundes vermehrt werden möchten. 
Wo guter Wille vorhanden iſt, da ſind auch die Mit- 
tel vorhanden. Wir wollen redlich an unſerem Theile 
mitwirken, aber auch dafür ſorgen, daß durch die Ver- 
ſorgung des Bundes Preußen nicht überbürdet werde 
und dazu habe ich meinen Antrag geſtellt. (Bravo.) 
Präſident von Forckenbeck: Hätte der Herr 
Finanzminiſter die vom Vorredner bezeichneten Worte 


und deshalb ſehe ich keinen anderen Weg, als die Vor- gebraucht, jo würde ich gewußt haben, wie ich die 


läge der Regierung zu acceptiren. 


Wenn ich be- Würde des Hauſes und des einzelnen Abgeordneten 


uptet habe, unſere Steuerkraft kann noch erhöht werden, auch dem Finanzminiſter gegenüber zu wahren habe. 
ſo denke ich dabei zunächſt an die Einkommenſteuer.[ Der Herr Finanzminiſter hat allerdings das Wort 


iele im Lande find der Anſicht, daß durch eine richtige 
uſchätzung der Einkommenſteuer wohl die Hälfte unſeres 
ſtzits gedeckt werden lönnte. Ich bin der Anſicht 
nicht, wohl aber meine ich, daß eine nicht unbedeutende 
erhöhung der Einnahmen dadurch herbeigeführt werden 
unte. Der Redner tadelt hierauf ſcharf die vom 
andelsminiſter verfolgte Eiſenbahnpolitik, welche in 
mancher Beziehung, namentlich den Grundbeſitz erheblich 
geſchädigt habe und empfiehlt nochmals die eingehendſte 
fung und größte Sparſamkeit, denn nur dann werde 
man mit Ruhe den Vorlagen des Jahres 1870 ent- 
gegenſehen können. Laſſen Sie uns, ſo ſchließt der 
edner, nur an jenem alten ſoliden Grundſatz der 


„Phraſen“ gebraucht; aber im Intereſſe der Redefreiheit 
habe ich geglaubt, dasſelbe rein objeltiv beurtheilen zu 
müſſen. (Bravo) 

Finanzminiſter v. d. Heydt: Ich danke dem 
Herrn Abg. Laster, daß er mir Gelegenheit giebt zu 
erklären, daß es mir nicht im Entfernteſten eingefallen 
iſt, irgend etwas zu ſagen, was den Herrn Abg. von 
Benda perſönlich hätte berühren können. (Beifall.) 
Der Abg. Lasker hat geſagt, es würde in der Ver⸗ 
waltung erheblich geſpart werden können, wenn man 
dem Gedanken der Selbſtverwaltung näher getreten wäre. 
Ich bemerke darauf, daß die Regierung damit ſehr eifrig 
beichäftigt iſt. Der Finanzminiſter hat das Defizit vor⸗ 


dreußiſchen Finanzpolitik feſthalten: keinen Groſchen ohne] her geſehen und es find Vorſchläge gemacht, demſelben 


oth ausgeben, keine Ausgabe ohne entſprechende Ein- vorzubeugen. 


nahme. 
Finanz-Miniſter v. d. Heydt: Ich würde nicht 
das Wort ergreiſen, wenn nicht der Vorredner einen 
lehr ſchweren Vorwurf gegen die Regierung ausge» 
brochen hätte, indem er ſagte: er habe in dem vor- 
legenden Etat einen Mangel an objektiver Wahrheit 
damit Ich weiß nicht, was der Abgeordnete durch 
e Worte hat andeuten wollen. Man könnte fie jo 
auslegen, als ob Thatſachen nicht der Wahrheit gemäß 
vorgetragen, als ob irgend etwas verſchwiegen wäre. 
ich erwarte von dem Abgeordneten, daß er ſeine Worte 
näher deklarire und darthue; ich balte dies für die Pflicht 
aines Abgeordneten, daß, wenn er ſolche Vorwürfe er- 
N bt, er ſie auch beweiſt. Der Abgeordnete hat meine 
Iinanzpolitit angegriffen und dennoch die Schwierigkeiten 
Mertennen müſſen, die derſelben entgegenſtehen. Ich 
hatte es mehr am Orte gefunden, wenn der Abgeordnete 
uns im vorigen Jahre Sparſamkeit empfohlen hätte. 
(Sehr richtig.) Haben Sie doch die Güte, ſich zu er⸗ 
unern, was mir vom Hauſe im vorigen Jahre Alles 
empfohlen worden iſt. Der Finanz -Miniſter hat Ihnen 
vorigen Jahre geſagt, daß der Etat eigentlich ein 
S it hat. Der Abgeordnete hat auf die Höhe der 
chulden hingewieſen. Ich weiß nicht, ob es im 
ereſſe des Hauſes liege, die Dinge ſchwärzer zu 
alen, als ſie wirklich ſind. Man lann nach ſolchen 
haben d wie wir ſie erlebt haben, ſehr wohl ein Defizit 
fühle und darum braucht die Zinanzlage noch nicht 
wu u zu ſein. Kaun der Abgeordnete mir einen Vor⸗ 
araus machen, daß ich die Hoffnung ausgeſprochen 
Wa es werde ſich im künftigen Jahre Handel und 
wieder heben? Ich habe es freilich nicht in 
ach n die Einnahmen zu vermehren. Ich halte es 
Shen der Zeit, im gegenwärtigen Augenblick mit einer 
die hung hervorzutreten; ſein Sie aber verfichert, 


Aber man konnte nicht vorherſehen, 
was der Reichstag und das Zollparlament beſchließen 
würden. 

Abg. Dr. Glaſer: Niemand wird in Abrede 
ſtellen können, daß die Ausgaben des Etats jo gering 
geftellt find, als möglich. Was die zur Deckung des 
Defizits in Vorſchlag gebrachten Mittel anbetrifft, ſo 
können wir darin nicht dasjenige ſehen, was unter an⸗ 
dern Umſtänden unter andern Verhältniſſen rathſam ge⸗ 
weſen wäre; allein die Gründe, welche der Finanz⸗ 
miniſter angegeben hat, müſſen wir anerkennen. So 
lange die Matrikularbeiträge für den norddeutſchen Bund 
nicht ermäßigt werden können, ſo lange werden wir 
auch das Defizit behalten. Wir haben die Hoffnung, 
daß der Reichstag durch eigene Einnahmen ſeine Aus- 
gaben werde beſtreiten können, wir haben nicht die 
Macht, in irgend einer Weiſe einzugreifen. 

Abg. Dr. Löwe: Die Maſchine, die Sie jetzt 
ſo ſehr angreiſen, Sie haben ſie ſelbſt ſo komplizirt ge⸗ 
macht. Ich glaube, der Antrag Lasker's iſt nicht lo⸗ 
giſch, wenn er ſich übrrall nur dahin wendet, daß die 
Einnahmen verſtärkt werden. lleber dieſe Einnahmen 
haben wir eben jo wenig zu jagen, als die Staats- 
regierung. Die Einnahmen werden beſtimmt durch eiue 
Körperſchaft, von der wir annehmen müſſen, daß ein 
Theil ihrer Mitglieder, trotz aller Brüderlichkeit, Inter 
eſſen haben, welche ſich durchaus wicht mit unſern Staats 
intereſſen vereinigen laſſen. (Sehr wahr.) Der ganze 
Schwerpunkt liegt darin, daß wir die Ausgaben des 
Bundes verringen. Die größte Schwierigleit hierfür 
liegt aber in der Bundesverfaſſung, weil die meiſten 
Ausgaben auf einem Gebiete beruhen, auf dem der 
Reichstag ſich ſelbſt die Hände gebunden hat, nämlich 
in der Militär⸗Verfaſſung. (Sehr richtig.) Der nord⸗ 
deutſche Reichstag hat die Pflicht, allen andern Körper⸗ 
ſchaften mit gutem Beiſpiel voranzugehen, die Militärlaſt 


N Ommenfteuer wird erhöht werden. (öHeiterkeit.) zu erleichtern. (Bravo.) Die innere Politik hängt ſehr 


Wir müſſen den Bevölkerungen große geiſtige Güter] Fortſetzung der Vorberathung des Budgets. 


bieten. Keine Laſt drückt ſo ſchwer, als die moraliſche 
Laſt, daß die Völker, trotzdem ſie einem großen Staate 
angehören, nicht eine freiere Verwaltung haben. Durch 
den Miniſter des Innern und den Kultusminiſter hat 
die Verwaltung es möglich gemacht, die Herzen wieder 
nach dem Kurfürſten und dem Exkönig verlangen zu 
laſſen, welche früher mit Jubel die Preußen aufgenom- 
men haben. (Bravo.) 

Finanzminiſter v. d. Heydt: Die Abfindung der 
depoſſedirten Fürſten war kein Akt der bloßen Liberali⸗ 
tät, ſie bildete vielmehr mit der Politik ein großes 
Ganze. Ich habe als Finanzminiſter dahin gewirkt, 
daß nicht Domänen und Forſten gegeben wurden. Ich 
habe mich bereit erklärt, lieber eine größere Summe zu 
geben und dafür hatte ich guten Grund. Es iſt keine 
Veranlaſſung vorhanden, über etwas zu klagen, was 
Sie ſelbſt als recht gebilligt haben. 

Abg. v. Sybel: Bei der Abfindung der depoſſe⸗ 
dirten Fürſten iſt eine neue Zinslaſt für unſer Budget 
entſtanden, da die Fürſten in Staatsobligationen befrie⸗ 
digt werden ſollten. Dies kann vielleicht beſeitigt wer⸗ 
den, da man die preußiſche Staatskaſſe nicht zu einer 
Sparkaſſe für die bitterſten Feinde Preußens machen 
darf. Man hofft von der Selbſtverwaltung Erleichte⸗ 
rungen. Ich ſchwärme für die Selbſtverwaltung, weiß 
aber nicht, wie daraus eine finanzielle Erleichterung her⸗ 
geleitet werden ſoll, denn es iſt doch keine Erleichterung, 
wenn man die Koſten der Verwaltung aus der Pro- 
vinzial⸗, ſtatt aus der Staatskaſſe nimmt. Es iſt fer⸗ 
ner darauf hingewieſen, vaß Hülfe nur durch Errichtung 
des Militäretas zu ſchaffen wäre. Es hieße überflüſ⸗ 
ſige Dinge diskutiren, wenn man der Regierung eine 
Beſchneidung des Militäretats und ein Vorgehen mit 
großen Friedensproklamationen anempfehlen wollte Als 
praltiſche Männer können wir die Sache nur jo nehmen, 
wie ſie liegt, und den Vorſchlägen der Regierung nur 
zuſtimmen. 

Abg. Tweſten beleuchtet zunächſt die Rede des 
Finanzminiſters bei Einbringung des Etats und hebt 
hervor, daß es nothwendig ſei, erſt zu überſehen, wie 
viel Einnahmen man habe, bevor man an die Feſtſtel⸗ 
lung der Ausgaben gehe. Wenn zur Deckung des 
Defizits eine Entnahme aus dem Staatsſchatz nicht ſtatt⸗ 
ſinden darf, ſo wird nichts anderes übrig bleiben, als 
von den Aktivforderungen des Staats zu äußern. Die 
Königl. Staatsregierung iſt allerdings bei Vorlegung des 
Etats nicht mit der Vorſicht zu Werke gegangen, welche 
wir erwarten durften. 

Die Verantwortlichkeit für die 25 Millionen zur 
Abfindung der depoſſedirten Fürſten kann von der Staats⸗ 
regierung nicht auf die Volksvertretung abgewälzt wer⸗ 
den. Die Staatsregierung wußte, daß fie die Bewil⸗ 
ligung zur Ausgabe nicht erhalten würde, noch daß eine 
Bewilligung in einem ſo hohen Grade ausgeſprochen 
werden würde und darum hat ſie auch die Bewilligung 
in dieſem Hauſe gar nicht nachgeſucht, ſondern nur an⸗ 
gezeigt, daß dieſe 25 Millionen mit der Unterſchrift 
des Königs verausgabt ſeien und es nun dem Hauſe 
überlaſſen, ob es verſuchen wolle, mit der Verſaſſung 
der Aufnahme der Summe in den Etat einen ſchweren 
Konflikt mit der Staatsregierung heraufzubeſchwören. 
Wenn der Herr Miniſter geſagt hat, er ſei vom Hauſe 
zu erhöhten Ausgaben gedrängt worden, ſo mag er doch 
erwägen, wie gering die Summen ſind, die auf Antrag 
des Hauſes ausgegeben wurden, z. B. für den Noth- 
ſtand in Oſtpreußen, im Verhältniß zu denen, die auf 
Forderung der Regierung bewilligt wurden. Der Ned- 
wer geht hierauf ſpeziell und ſehr ausführlich auf die 
einzelnen Etatspoſitionen ein, die er mit einander ver⸗ 
gleicht — Eine Ermäßigung der Militärlaſt iſt aller ⸗ 
dings ein ganz berechtigter Wunſch, ich glaube aber 
nicht, daß dies in der nächſten Zeit ſchon zu erreichen iſt. 
Wir brauchen eine Armee und werden fie in den nächſten 
Jahren nicht vermindern können. Erſt wenn wir ganz 
Deutſchland vereinigt haben, werden wir im Stande 
ſein, den übrigen Staaten ein gutes Beiſpiel zu geben. 
— Wenn ſchon die finanziellen und volkswirthſchaft⸗ 
lichen Rückſichten darauf hindrängen, zu dauernden In⸗ 
ſtitutionen zu lommen, ſo thun es weit mehr noch die 
politiſchen Rückſichten. Wenn die preußiſche Staats- 
regierung ſich nicht auf der Höhe dieſer Anſchauung befindet, 
jo bedauern dies Diejenigen am meiften, denen die Ent- 
wicklung Deutſchlands am Herzen liegt. Es wird die 
Regierung dahin gedrängt werden, Ernſt zu machen, 
mit dem, was ſchon längſt hätte geſchehen ſollen und 
was nur zum Schaden länger hätte verdrängt werden 
lönnen (Bravo). 

Ein Antrag auf Schluß der General- Diskuſſion 
wird abgelehnt, ein Antrag auf Vertagung der Sitzung 
dagegen angenommen und nach einer kurzen perſönlichen 


Deutſchland. 

[I Berlin, 15. November. Wir haben ſchon 
öfter erwähnt, daß die öſterreichiſchen Blätter ſyſtema⸗ 
tiſch darauf ausgehen, die öffentliche Meinung Europas 
über die Angelegenheiten Rumäniens irrezuleiten. Neuer⸗ 
dings iſt nun von Wien aus bekanntlich auch gemeldet 
worden, daß zwiſchen den Mächten Verhandlungen über 
eine Reviſion derjenigen Artikel des Pariſer Vertrages 
von 1856 ſchwebten, welche die Verhältniſſe der Do⸗ 
naufürſtenthümer und die Beziehungen derſelben zur 
Pforte betreffen. Die Reviſion ſollte nach dieſen Nach⸗ 
richten darauf gerichtet werden, der Türkei die Befugniß 
beizulegen, möglichſt einſeitig und ohne Zuratheziehung 
der Garantiemächte ſich in die Angelegenheiten der Do⸗ 
naufürſtenthümer einzumiſchen. Dadurch würde es na⸗ 
türlich Oeſterreich zugleich möglich werden, der Pforte 
mit ſeinen Rathſchlägen wirkſamer und erfolgreicher zur 
Seite zu ſtehen als jetzt. Dieſe Nachrichten der „Wie⸗ 
ner Preſſe“ werden nun heute von franzöſifcher offiziöjer 
Seite dementirt mit der Bemerkung, daß von ſolchen 
Verhandlungen unter den Großmächten keine Rede ge⸗ 
weſen ſei. Dieſe Erklärung der franzöſiſchen offtziöſen 
Blätter iſt nun kaum nach Wien gelangt, aber trotz⸗ 
dem bringt die Wiener „Preſſe“ bereits wieder die neue 
Nachricht, daß es ſich zwar nicht um eine Reviſion, 
aber um eine Interpretation des Pariſer Vertrags han⸗ 
dele, die in einem Nachtragsprotokoll niedergelegt wer⸗ 
den ſolle. Es iſt wohl vorauszuſagen, daß auch dieſe 
Mittheilung der „Preſſe“ nicht mehr Grund als die 
frühere hat. — Die Regierung hat durch den Finanz⸗ 
miniſter v. d. Heydt, als den Vertreter des Miniſter⸗ 
präſidenten, die Interpellation des Abg. Löwe wegen 
Aufhebung der zwiſchen Preußen und Rußland beſtehen⸗ 
den Kartel-Konvention dahin beantwortet, daß fie es 
nicht für zeitgemäß halte, ſich über die berührte Frage 
näher zu äußern. Es iſt anzuerkennen, daß ſelbſt in 
liberalen Abgeordnetenkreiſen und in liberalen Organen 
die Ueberzeugung beſteht, daß die von den Abg. Löwe 
und Genoſſen beabſichtigte Demonſtration die 


Wirkung auf eine Reform des ruſſiſchen Handelsſpſtemm 


nicht üben, daß ſie dagegen nur die 

zwiſchen den beiden Nachbarſtaaten trüben werde, und 
zwar zu einer Zeit, wo dieſe guten Beziehungen nicht 
zu ſchädigen, ſondern zu befeſtigen ſind. — Aus eini⸗ 
gen Artikeln konſervativer Organe, namentlich der 
„Kreuzzeitung“ und der „Zeidler'ſchen Korreſpondenz“ 
iſt von liberaler Seite der Schluß gezogen worden, daß 
eine Neubildung oder andere Gruppirung der konſecva⸗ 
tiven Partei bevorſtehe. Der Schluß iſt nicht gerecht⸗ 
fertigt. Die betreffenden Artikel ſprechen nur die An⸗ 
ſichten ihrer Verfaſſer aus und in wohlunterrichteten kon⸗ 
ſervativen Kreiſen it von einer Umgeſtaltung der kon⸗ 
ſervativen Partei nichts bekannt. Damit ſoll nicht in 
Abrede geſtellt werden, daß die gegenwärtige Situation 
der konſervativen Partei mannigfach, z. B. in der Frage 
der Selbſtverwaltung, der Reform der Kreisverfaſſung 
ꝛc. Gelegenheit geben wird, unbeſtimmte Stellung ein- 
zunehmen. 

Berlin, 15. November. Die Wahl des Kö⸗ 
nigs Wilhelm zum Schiedsrichter in Betreff der Frage, 
ob England für das Auslaufen der „Alabama“ und 
den dadurch angerichteten Schaden verantwortlich ſei, 
wird von „Dayli Telegraph“ entſchieden gutgeheißen. 
„Der perſönliche Charakter König Wilhelms, ſagt das 
genannte Blatt, ſowie ſeine Familienverbindungen mit 
unſerem Hauſe ſtellen ihn über allen Verdacht eines 
Vorurtheils gegen uns, während die engen moraliſchen, 
pehmiären und Familienverbindungen ſeiner Unterthanen 
mit der Union eben ſo viele Motive zu freundlichen 
Geſinnungen ſeinerſeits gegen die Vereinigten Staaten 
ſind. Es iſt dabei auch noch in Betracht zu ziehen, 
daß Preußen der erſte Staat war, der einen Natura- 
liſationsvertrag mit Amerika abſchloß, und daß dem Kö⸗ 
nige in Berlin die Erfahrung und Weisheit mehrerer 
hervorragenden Autoritäten in der Kunde des Völler⸗ 
rechtes zu Gebote ſtehen, ſo daß man die Entſcheidung 
in jeder Beziehung vertrauensvoll in ſeine Hand legen 
darf. So paradox es erſcheinen mag, jo iſt es wirk- 
liche Thatſache, daß ein Endurtheil nach der einen wie 
der anderen Seite hin für England ein Gewinn ſein 
wird. Sollte der König entſcheiden, daß wir nicht im 
Unrecht geweſen ſeien, ſo würde ſein Spruch nothwendig 
einen günſtigen Eindruck auf die öffentliche Meinung 
in Amerika machen und unſere Vettern zu der Ueber⸗ 
zeugung bringen, daß wir nicht ungerecht waren; jollte 
er ſich aber zu unſern Ungunſten äußern, ſo werden 
wir allerdings eine gewiſſe Summe Geldes zu erlegen 
haben, aber auch eine bittere Quelle der Zwietracht ver⸗ 
ſtopfen.“ Im Uebrigen glaubt der „Telegraph“, dürfte 
es ſich empfehlen, für ähnliche vorkommende Fälle die 


nant. Hierzu treten noch 40 aus der Armee zur 


im Sinne desſelben beſchloſſen, den kroatiſch-ungariſchen 


miſſion, beſtehend aus vier ungartſchen, vier kroatiſchen 


kanzler Beuſt kommt morgen hier an. 


Rechtsfrage feſtzuſtellen, ob ein neutraler Staat für den 
Schaden verantwortlich ſei, den ein in ſeinen Häfen ge- 
bautes, obwohl nicht equipirtes Kriegsſchiff der einen 
kriegführenden Partei der Gegenpartei zufüge, damit eine 
Entſcheidung hierüber durch internationale Einigung als 
völkerrechtlicher Grundſatz adoptirt werde. de 

— Der Botſchafter Graf v. d. Goltz wird einee 
aus Paris hier eingegangenen Nachricht zufolge am 16. 
von dort nach Berlin abreiſen. 

— Dem Generalſtab der Armee gehört nach den 
ſtattgehabten Erweiterungen gegenwärtig ein aus 17 
Offizieren beſtehendes Perſonal an. Dasſelbe beſteht 
aus 1 Chef (General v. Moltke), 1 Generallieutenant, 
3 General⸗Majors, 15 Oberſten, 6 Oberſtlieutenant, 
49 Majoren, 50 Hauptleuten und 1 Premier-Lieute⸗ 


daß ſich im Befinden des Kronprinzen eine kleine, aber 
fortſchreitende Beſſerung zeige. Seit der Kriſis, welche 
vor Kurzem dem Leben des Königlichen Kindes ein 
plötzliches Ende zu machen drohte, iſt dieſe Beſſerung 
eingetreten. Das Bulletin der Aerzte meldet indeſſen 
noch immer: der Zuſtand iſt unverändert. Geſtern 
atte der Priuz de Ligne und heute der Präſident der 
Zweiten Kammer, Herr Dolez, eine beſondere Audienz 
bei dem Könige, um demſelben, dem Beſchluſſe des 
Senates und des Reprmiſentautenhauſes gemäßß, die Theil⸗ 
nahme beider Körperſchaften auszusprechen. Mare 
Brüſſel, 15. Nosember. Es wird gemeldet, 
daß die Gräfin von Flandern ſich guter Hofinung 
befinde. 

Paris, 13. November. Die Aufregung in 
Paris iſt in der Zunahme begriffen. Die Debatten im 
Juſtizvalaſte und die Ausſichten auf einen neuen Staats- 
ſtreich, welchen der „Gaulois“ ankündigt, haben Jeder⸗ 
mann mit Beſorgniſſen erfüllt. Was die Abſichten der 
Regierung anbelangt, ſo werden dieſelben übrigens zur 
Genüge durch die Rede, welche heute die Staatsbehörde 
im Juſtizpalaſte hielt, angedeutet, und außerdem durch 
den offiziöſen „Etendard“ betont, der heute auch zu be⸗ 
weiſen ſucht, daß eine Verſchwörung beſteht und die 
Regierung in ihrem vollen Rechte iſt, daß fie zu Ge- 
waltmaßregeln ihre Zuflucht nimmt. „Heute“, ſo ſagt 
derſelbe zum Schluſſe ſeines Artikels, „iſt kein Zweifel 
mehr zuläſſig. Die Koalition hat die Maske abgewor⸗ 
fen, ſie beſpricht nicht mehr die Erlangung dieſer oder 
jener Reform, dieſes oder jenes Gebietes der Freiheit, 
ſie proteſtirt gegen die Regierung des Kaiſerlichen Regi- 
mes ſelber; fie verkennt die Autorität der ſouveränen 
Volksabſtimmungen, durch welche die franzöſiſche Nation 
ſich in dem vor 17 Jahren erhobenen Konflikte zwi⸗ 
ſchen zwei Gewalten ausgeſprochen hat, welche beide ihr 
ihren Urſprung verdankten. Das iſt die Bedeutung 
der Zwiſchenfälle vom 2. November, das iſt die Recht⸗ 
fertigung der feſten Haltung und der vom Gouverne⸗ 
ment des Kaiſers einſtimmig genommenen Entſchließung.“ 

Paris, 14. November. Roſſini it heute More 
gen ſeinem Leiden erlegen. 

Paris, 14. November. Man behauptet, gegen 
die Zeitung „Gaulois“ ſei wegen Verbreitung falſcher 
Nachrichten gerichtlich eingeſchritten. — „Gaulois“ hält 
ſeine Mittheilung von dem Beſtehen einer Verſchwörung 
aufrecht. — „Patrie“ erklärt die Nachricht, der preu⸗ 
ßiſche Botſchafter Graf v. d. Goltz wird am Montag 
nach Berlin reiſen. 

— Heute Nachmittag um 2 Uhr fand die Fort- 
ſetzung des Prozeſſes wegen der Kundgebungen auf dem 
Kirchhof Montmartie und der Zeichnungen für das 
Baudin⸗Denkmal ſtatt; die Advokaten hielten ihre Ver⸗ 
theidigungsreden. 

— „Etentard“ jagt, indem er die Behauptungen 
des „Gaulois“ widerlegt, die Regierung habe kein Kom- 
plott entdeckt, die Vorausſagungen jenes Blattes, be- 
züglich des allgemeinen Sicherheitsgeſetzes ſeien ebenfalls 
unbegründet. Die durch das Attentat Orſini's hervor- 
gerufen geweſenen diskretionären Maßregeln ſeien auf- 
gehoben. Die Regierung habe weder an eine Wieder 
einführung noch an eine Verſchärſung derſelben gedacht; 
die gegenwärtig beſtehenden Geſetze ſeien, mit Feſtigkeit 
gehandhabt, ausreichend. 

— In dem Prozeſſe wegen der Subſkription für 
das Baudin⸗Denkmal hat der Gerichtshof Herrn Gail⸗ 
lard sen. und den Redakteur des „Reveil“, Quentin, 
zu einer Geldbuße von 500 Francs, Herrn Gaillard 
jun. zu 150 Franes und einem Monat Gefängniß, 
Herr Peyranton zu gleichem Strafmaße; den Chefredak⸗ 
teur vom „Reveil“, Delescluze, zu 2000 Franes und 
ſechsmonatlichem Gefängniß; den Chefredakteur vom 
„Avenir national“, Peyrat, den Direktor der „Revue 
politique“, Chalmel-Lacour“, und dem Direktor der 
„Tribune“, Duret, jeden zu 2000 Franes verurtheilt. 

Madrid, 14. November. Das Manifeft des 
aus der Vereinigung der drei liberalen Parteien bervor- 
gegangenen Centralwahl-Comités iſt nun veröffentlicht: 
Es proklamirt alle Freiheiten, welche früher ſeitens der 
revolutionären Junten proklamirt waren, natürlich auch 
die Religionsfreiheit, die, wie es in dem Manifeſte heißt, 
das Recht des Gewiſſens für immer heilig halten laſſen 
und ſicher ſtellen müſſe. Die Stelle hinſichtlich der 
Regierungsform lautet: Die monarchiſche Regierungs- 
form ſtellt ſich uns nach dem Verlaufe unſerer Revo⸗ 
lution zur feſten Begründung der Freiheit als nothwen⸗ 
dig hin. Das Königthum von Gottes Gnaden iſt in 
Spanien für immer zu Grabe getragen; das Künig- 
thum der Zukunft ſoll aus den Vollsrechten neu er- 
ſtehen, es ſoll das allgemeine Stimmrecht heilig halten, 
es ſoll die Volksſouveränetät verſinnlichen und alle ſtaat⸗ 
lichen Befugniſſe den Rechten der Bürger unterordnen, 
welche höher ſtehen als alle ſonſtigen Einrichtungen und 
Machtvollkommenheiten einer von demokratiſchen Staats- 
einrichtungen umgebenen Monarchie, einer Volksmonar⸗ 
hie. Das Manifeſt ſchließt mit den Worten: Die 
Liberalen werden die von der verfaſſunggebenden Volks- 
vertretung eingeſetzte Staatsgewalt reſpektiren. 

Liſſabon, 14. November. Nach Berichten 
aus Rio vom 24. v. M. befand ſich die braſilianiſche 
Armee, ſowie das braſilianiſche Geſchwader vor Ango⸗ 
ſtura. Die Paraguiten ſind bei dem Fluſſe Suruby 
geſchlagen worden und haben 379 Todte und Verwun⸗ 
dete verloren. Ein Angriff auf Villeta ſteht bevor. 
Lopez hat ſeine Brüder Benigno und Henancio erichie- 
ßen laſſen. Der neue Präſident der argentiniſchen Re⸗ 
publik hat ſich günftig über die Allianz mit Braſilien 
geäußert. 

Havanna, 13 November. In Man zanillo 


Dienſtleiſtung bei der Landestriangulation und zu ſon⸗ 
ſtigen wiſſenſchaftlichen Zwecken abkommandirte Haupt⸗ 
leute und Lieutenants. 

— Zu der Nachricht, Prinz Wilhelm von Hanau 
habe feinen Vater, den Kurfürſten, beim Appellations⸗ 
gericht in Kaſſel wegen Zahlung von 10,000 Thlr. 
jährlicher Apanage, die er ihm bei feiner Verheirathung 
verſprochen, verklagt, macht die „Heſſ. Volksztg.“ fol⸗ 
gende Bemerkung: „Wie wir hören, iſt die Klage vom 
Gericht einfach abgewieſen worden. Dieſelbe war auch 
nicht auf Zahlung der dem Prinzen verſprochenen Apa- 
nage, die er jährlich erhält, ſondern auf die 10,000 
Thlr., die ſeiner nun geſchiedenen Gemahlin vom Kur⸗ 
fürſten verſprochen waren, gerichtet.“ 

Rendsburg, 14. November. Provinzial 
landtag. Bei der Berathung über die Propoſition des 
Abgeordneten Skau, betreffend die Anwendung der dä⸗ 
niſchen Sprache bei den Landtagsmittheilungen, wurde 
der Antrag der Majorität des Ausſchuſſes, wonach Alles, 
was den Mitgliedern des Landtages gedruckt oder ge⸗ 
ſchrieben würde vorgelegt werden, den däniſch redenden 
Deputirten in däniſcher Ueberſetzung zugeſtellt werden 
ſoll, mit allen Stimmen gegen drei angenommen, mit 
dem Zuſatze, daß der regelmäßige Geſchäftsgang durch 
Ausführung jenes Beſchluſſes in keiner Weiſe geſtört 
oder beeinträchtigt werden dürfe. Zum Sitze des Pro- 
vinziallandtages wurde vorläufig Rendsburg gewählt. — 
Heute fand die Wahl eines aus drei Mitgliedern be⸗ 
ſtehenden ſtändigen Ausſchuſſes ſtatt, welcher mit der 
Regierung wegen provinzialer Selbſtverwaltung verhan⸗ 
deln ſoll. Gewählt wurden Ahlefeldt, Ueterſen und 
Wiggers. 

Dresden, 14. November. Das „Dresdner 
Journal“ veröffentlicht eine Königliche Verordnung, 
durch welche Perſonen, welche bei entehrenden Vergehen 
nur beſchränkt klagfrei erklärt, oder in Ermangelung 
mehreren Verdachtes freigeſprochen worden ſind, wieder 
in den Genuß der dadurch verluſtig gewordenen Ehren- 
rechte eingeſetzt werden. 

Schwerin, 14. November. Nach dem heute 
erſchienenen Regierungsblatte hat der Großherzog dem 
bisherigen außerordentlichen Geſandten und bevollmäch- 
tigten Miniſter am Königlich preußiſchen Hofe, General- 
Lieutenant v. Sell, eine andere Beſtimmung gegeben 
und den früheren Strelitzſchen Staatsminiſter v. Bülow 
in gleicher Eigenſchaſt am Königlich preußiſchen Hofe 
beglaubigt. 

Darmſtadt, 14. November. Das Regle- 
rungsblatt publizirt eine Bekanntmachung des Kriegs- 
miniſteriusm, laut welcher zufolge Großherzoglicher Ent- 
ſchließung die Formation der Landwehr mit dem 1. Ja- 
nuar 1869 ins Leben tritt. Eine weitere Bekannt- 
machung des Kriegsminiſteriums publißzirt eine Großher⸗ 
zogliche Verordnung, wonach die preußiſche Verordnung 
über die Ergänzung der Offiziere des ſtehenden Heeres 
vom 31. Oktober 1861 unter Aufhebung der jetzt be⸗ 
ſtehenden Großherzoglich Verordnungen, für die heſſiſche 
Diviſion zur Einführung gelangt. 

Karlsruhe, 14. November. Der,, Karls⸗ 
ruher Zeitung“ zufolge werden demnächſt in Berlin 
Verhandlungen zwiſchen der preußiſchen und hieſigen Re- 
gierung behufs Regelung der Verhältniſſe der beiderſei⸗ 
tigen Gerichtsbarkeit ſtattfinden. 

Munchen, 14. November. Die Kaiſerin 
von Rußland iſt jo eben um 8 Uhr 10 Minuten ein- 
getroffen. Der König war ihr bis Kufſtein entgegen⸗ 
gefahren. Da die Kaiſerin jeden feſtlichen Empfang 
dankend abgelehnt hatte, war ihr Wunſch reſpektirt 


worden. 
Ausland. 
Peſth, 11. November. Auf Antrag Deal's 
beſchließt das Unterhaus bezüglich der Niederlegung der 
Delegations⸗Mandate von Seiten der Mitglieder der 
Linken, daß die Mandatsniederlegung nicht verhindert 
wird und daher andere Mitglieder gewählt werden; 
gleichzeitig verwahrt ſich das Haus gegen die Behaup- 
tung der Linken, daß der zwölfte Artikel des Geſetzes 
vom Jahre 1867 verletzt werde, und erklärt den Aus- 
tt aus der Delegation für unmotivirt. Hierauf wird 
ein Allerhöchſtes Handſchreiben über Fiume verleſen und 


Ausgleich der Sanktion zu unterbreiten und Behufs 
Austragung des Ausgleichs wegen Fiume eine Kom- 


und vier fiumaner Vertrauensmännern zu entſenden. 
Peſth, 14. November. In der heutigen 
Sitzung des Unterhauſes wurde der Geſetzentwurf über 
den Ausgleich mit Kroatien angenommen. Das Bud⸗ 
get von vier Miniſterien iſt bereits erledigt. Der Reichs- 


Bruſſel, 13. November. Der „Etoile Belge“ 
meldet nach ihm zugegangenen beſonderen Mittheilungen, 


iſt eine Proklamation veröffentlicht worden, welche den 


2 


Inſurgenten eine Friſt von acht Tagen zur Unterwer⸗ Schweſtern ins Leben zurückzurufen. 


fung geſtattet. 5 75 


Pommern. 
Stettin, 16. Nabe Der Kriminal, 
Kommiſſarius Herr Weſtphal hierſelbſt, früher Feld⸗ 
webel der 8. Kompagnie des Königs-Regiments, In⸗ 
haber des Militär⸗Ehrenzeichens 1. Klaſſe, iſt wie wir 
iu en, einer geſtern hier eingegangenen Mittheilung zu- 
olge zum Sekonde-Lieutenant der Landwehr 2. Auf- 
gebots ernannt worden. 

— Geſtern Nachmittag zwiſchen 3 und 4 Uhr 
entſtand in dem Haufe Möncheſtraße Nr. 17 — 18 ein 
Schornſteinbrand, zu deſſen Dämpfung es indeſſen der 
Thätigkeit der Feuerwehr nicht weiter bedurfte. 

— Vor einiger Zeit erregte die hier ſtattgehabte 


Verhaftung eines auf der Durchreise begriffenen ver⸗ 4 


mögenden Mannes, des Rittergutsbeſitzers Ewert zu 
Kluckſevitz, und deſſen Transport nach Bergen, 
großes Aufſehen. Ewert wurde demnächſt angeklagt, 
ſeinen Inſpektor Leehaaſe durch Ueberredung und Mip- 
brauch ſeines Anſehens als Dienſtherr in einer vor dem 
Polizeirichter gegen ihn anhängig geweſenen Unterſuchung 
zur Ablegung eines wiſſentlich falſchen Zeugniſſes ver⸗ 
leitet zu haben. Von dieſer Anllage iſt E. indeſſen in 
der am 13. d. Mts. vor dem Schwurgericht in Stral- 
ſund ſtattgehabten Verhandlung völlig freigeſprochen. 

— Die „Ancl. Ztg.“ bezeichnet in ihrer geſtrigen 
Ausgabe die Mittheilung Berliner Blätter, daß die Er- 
öffnung der Kriegsſchule in Anclam ſchon zum 
J. Mai k. Is. in Ausſicht ſtehe, als einen Unſinn. 
Sie ſagt dabei: „1870 wird ſich über die Eröffnung 
reden laſſen.“ 

— In vorletzter Nacht ſind mittelſt Einbruches 
aus einem Laden am Bollwerk Nr. 14 eirca 460 
Thlr. in verſchiedenen Münzſorten geſtohlen, der Dieb 
iſt bisher indeſſen nicht ermittelt worden. Der Ber 
ſtohlene hat für die Nachweiſung des Thäters eine Be⸗ 
lohnung von 50 Thlr. ausgeſetzt. 

Paſewalk. 13. November. Der Geburts- 
tag Ihrer Majeſtät der Königin-Wittwe, welche Chef 
des hieſigen Küraſſier-Regiments iſt, wurde durch Ab⸗ 


halten der Wachtparade auf dem Markfplatz gefeiert.] -— 


Geſtern Abend ſand im Offizier-Kaſino ſeitens des Ofſi⸗ 
zierkorps ein Ball ſtatt. 

Demmin, 14. November. Heute erhielten 
die im Kreiſe ſtationirten Fußgendarmen an Stelle der 
bisher von ihnen im Gebrauch gehabten Perkuſſions⸗ 
Gewehre, nach neueſter Konſtruktion gefertigte Zünd⸗ 
nadelgewehre. Es iſt gleichzeitig die Rede davon, daß 


binnen Kurzem auch den berittenen Gendarmen Revolver wi 


als Erſatz für die als unzweckmäßig zu beſeitigenden 
Piſtolen geliefert werden ſollen. — In der Nacht vom 
11. zum 12. d. Mts. wurde auf dem Gutshofe zu 
Cummerow ein frecher Diebſtahl verübt. Es wurden 
mittelſt gewaltſamen Einbruchs aus der Speiſekammer 
und vom Räucherboden zehn Stücken Speck, zwölf 
friſche Gänſebrüſte, vier Pfund Butter, zwölf feine 
Brode und eine Quantität Leute-Wäſche als Bettlaken, 
Handtücher ꝛc. geſtohlen. Bedenlt man daß die vor- 
ſtehenden Gegenſtände ein Gewicht von circa 500 Pfd. 
haben, jo liegt die Vermuthung nahe, daß ſich wenig- 
ſtens drei Perſonen an dem Diebſtahl betheiligt haben. 
Die Recherchen nach den Dieben ſind bis jetzt noch 
ganz erfolglos geblieben. — Das vor einiger Zeit 
gemeldete Auftreten der Typhuskrankheit an mehreren 
Ortſchaften des Kreiſes iſt in erfre ulichem Abnehmen 
begriffen, dagegen ſind in letzterer Zeit in hieſiger Stadt 
einige Erkrankungen an der brandigen Bräune (Dyph- 
teritis), einer ſehr anſteckenden und daher gefürchteten 
Krankheit vorgekommen. 


(Eingeſandt.) 

Wie ſonderbar manchmal ein frommer, gefälliger 
Bürger bei ſeinen Mitbürgern, die auch fromm und 
gefällig zu ſein ſcheinen, anlaufen kaun, das beweift 
das letzte Kirchen-Cotect von der Jakoby-Kirche, welches 
durch den Herrn Oberkirchenrath angeordnet wurde, 
und welchem ſich zwei Bürger nämlich der Rentier B. 
und der Rentier K. unterzogen, und bei dem Hof⸗ 
lieferanten B. welcher auf dem Flure ſeines Hauſes 
ſtand, ſich ſtets patriotiſch, fromm und gefällig zeigt, 
mit den Worten empfangen wurden: Sie wollen wohl 
betteln, Sie würden wohl beſſer thun, wenn Sie in 
ihrem Geſchäfte blieben, machen Sie, daß Sie raus⸗ 
kommen. Der Abſchied war freilich ein recht komiſcher, 
und beide Herren empfahlen ſich. 


Vermiſchtes. 

Berlin. Am Freitag Abend verſuchten zwei 
junge Mädchen, Schweſtern, welche in der Landsberger⸗ 
ſtraße von einer Kaufmannefamilie ſeit einigen Wochen 
ein Zimmer abgemiethet hatten, ſich durch Kohlenoxyd⸗ 
gas zu vergiften. Um ſich zu dieſem Akt würdig vor⸗ 
zubereiten, ließen ſie von ihrer Wirthin, nachdem fie 
den Ofen mit Steinkohlen geheitzt hatten, ſich Bier und 
Wein holen, verriegelten daun die Thür, und verſuchten 
ſich durch die vorhandenen Getränke Muth zu trinken. 
Einige Stunden darauf, die Wirthin war im Neben 
zimmer noch mit Nähen beichäftigt, vernahm dieſelbe 
ein dumpfes Rocheln. Sie klopfte an die Thür ihrer 
Mietherinnen, doch keine Antwort erfolgte. 
Beſorgniß erfüllt, weckte fie ihren Mann, und nach- 
dem auch dieſer vergeblich geklopft, ſprengte er mit 
einem Beile die Thür. Veide Schweſtern lagen, 
wie es ſchien, leblos auf dem Sopha. Die Luft 
im Zimmer war erſtickend. Schnell riſſen die 
Wirthsleute e Fenſter auf, und mit Hülfe eines 


Son | f 


ſchnell herbeigerufenen Arzneikundigen gelang es, beide 
N fn. Auf die Frag, 
weshalb fie den Selbſtmord beabſichtigt, gaben Me die 


Antwort, von ihren Liebhabern, zwei hoffnungsvo * 


andlungsbefliſſenen, verlaſſen worden zu ſein. 


* Börſen⸗ Berichte. 
Stettin, 16. November. Witterung: 
und trübe. Temperatur - 4 R. Wind W. 
An der Börſe. 2 

Weizen ſtille, loco per 2125 Pfd. gelber inländ. 00, 
70½ , blauſpitziger 6L—63 , ungar 62—67 Hı 
bunter 6869 , weißer 7074 %, S3—Sppfd. pr. 
Novbr. 70 % Br., Frühjahr 68 % Br. u. Gd. 

Roggen feine Waare gut verkäuflich, andere Sorten 
weniger beacht⸗t, per 2000 Pfd. loco 55 ½ —56 Kb: 
feiner 85pfd. 57 bez., November 55 e bez. u. Br, 
Novbr.⸗Dezbr. 52% % Br, Frühjahr 53½, 53, 52% 
bez., Br. u. Gd. 

Gerſte ſtille, loco per ungar. Futter- geringe 43 bis 
4½% , mittelere 4748 %, feine 49—50 * 
Oderbruch 52½ —53½ , Märker 54 1. 

Hafer unverändert, pr. 1300 Pfd. loco galiz. 33 
pomm. 35 — 36 , 47 50pfd. per Früh. 35 % Bl. 

Erbſen Futter⸗ 62 ½, 63 

Rüboͤl ſtill, loco 9½ Br, November 9% Ru 
Br., 9½ Gd., Dezember⸗Januar u. Jan.⸗Febr. 91, 
Gd, April⸗Mai 9½ 4 bez. u. Br., September ⸗Oktobel 
9% bez. 

Spiritus ruhig, loco ohne Faß 16 ½, . * 
bez, kurze Lieferung ohne Faß 16, % bez, Novembet 
15% i bez. u. Gd., November⸗Dezbr. 161, . Gd, 
Frühjahr 10/12, % . bez. 

e: Weizen 70, Roggen 55, 


Regulirungs⸗Preif 
Rüböl 9%, Spiritus 1571. 

Berlin, 16 November. Staatsſchulbſcheine 81% 
Staats⸗Auleihe 4½ % 94½. Pomm. Pfandbriefe 
Berlin » Stettiner Eiſenbabn Aktien 131. Meckl. Eiſen⸗ 
bahn⸗Aktien 74½. Oberſchleſiſche Eiſenbahn⸗Aktien 191% 
Stargard» Bofener Eiſenb.⸗Aktien 94. Oeßerr. National“ 
Anleibe 55. Oeſterreichiſche Banknoten 87. Ruſſiſche 
Noten 83%. Amerikaner 6% 79½. Wien 2 Mt 865. 
Petersburg 3 W. 93. Coſel-Oderberger 113 Lombar 
den 106%, 

Weizen ſtill, pr. November 63. Roggen matt per Nod, 
55 ¼, 55 ½, pr. Novbr.-Dezbr. 532%, 53%, per de, 
52, 51¾. Rüböl loco 94, per November 9½, 9½ 


veguig 


ee — u m — 
Stettim, den 16 November. 
Hamburg Fenn d. . MER 6 Tag. 150% bz 
1 Mön. an ene . 2 Ut. 150% bz 
Amsterdam ++ ers rauen 0n rn 0. 8 Tag. — 
il) are un Nahe e 2 Mt. — 
ii neee 10 Tag. 6 24½ bz 
-* | 3 Mt. 6 23%, bz 
Parl. . 4 % e 10 T. 817 

nr nenne een 2 Mt 80 ba 
DFF ˖ͤ A ra dee 3 Mt. 

St. Potersb gg. 8 Weh. — 

en ee. . n et 8 Tag. par 

gulli este tee er 2 Mt. 

Preuss Renk „ ne 4 Lomb 4% 
Sts.-Anl.54 57. LVA — 

5 re 5 | — 
St.-Schl dsc hg... 49 49% Es 
F Pramlsänlissa ann Kst 3 — 
Nomm Pfäbeiä: 057 r e l 1 75%, B 

eee Sa _ | 

„ Rontenbbz 00.» 4 —5 
ern 4 88 B 
Berl. St. E. A... nu. 6 4 — 

* Prior 4 * 

e 4 Kur 

„ ” 72 
Starg.-P. or RE 47 = 

A Pier Sr „een. 4 — 

At. Get 400 0 d 4 34 4% 5% B 

St. Börsenhaus- O. 4 | — 

St. Schauspielh.- O. 5 I. m 

Pom. Chaussceb.- CO. 5 — > 
Greifenhag.Kreis-O..:-. +... - 5 | — 

Pr. National-V.- A.. 4 | 114: B 

Pr. Sce-Assccuranz :: 4 150 B 
Pomerania | 4 116 B 

C 4 | 107%, 

BL Bnslcher-Al.wi . 5 pet 
Ver.-Speicher- AA.... 5 * 
Pom. Prov.- Zuckers | 5 — 
N. St. Zuckorsied. 1 100 * 
Mesch. Zuckerſubri n 4 — 
Bredo wer 4 | 2; 
Walzmühle 1 | 7 
St. Portl.-Cement f 4 — 
St. Dampfschlepp G 5 | — 
St. Dampfschiſl- V... 5 
Neue Dampfer- CO.. 14 [98 5 
Germanieeee | 100 B 
Vulk aaa 140 
St. Dampfmühlöoͤo -+urn+r- 4 112. 
Pommerensd. Ch. F..... 4 1 
Chem. Fabrik-Aut . 14 A 
St. Kraftdünger-F ..... — 2 
Gewmeinn. Bau ges. 5 | Pr 
Grabow Stadt-O bl. 15 — 
. 
Bekanntmachung. 
e>- 

Vom 1. Jauuar k. J. ab tritt im Verkehr aich 
Stettin einerſeits und ſämmtlichen Stationen der — 
ſchleſiſhen, Breslau-⸗Poſen-Glogauer u. Siargard Polka, 
Eiſenbahn andererſeits via Stargard ein auf einheit 
Tarifzrundſaͤtzen beruhender, gegen die zur Zeit be ker: 
den Lokaltarif⸗Sätze der Berlin⸗Stettiner und der er : 
fHlefifigen Eifenbayn bei vielen Artikeln erheb ich ermäß 
Verbandtarif in Kraft. 


IExemplare des Tarifs find nach beendeter Drucklegung 
ei den üblichen Verkaufsſtellen käuflich zu haben. 
Stettin und Breslau, den 14. November 1868. 


Directorium f. 
der Berlin- Stettiner Eifenbabnge feld, 
Königliche Direktion der Oberſchleſiſ 

Eiſenbahn. 


